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Liebe Leserin, lieber Leser,
am 12.4.2023 veröffentlichte die Bundesregierung den Entwurf eines  
Zukunftsfinanzierungsgesetzes. Damit soll insbesondere Start-ups, 
Wachstumsunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen der 
Zugang zum Kapitalmarkt und die Aufnahme von Eigenkapital erleich-
tert werden. Zudem soll die Attraktivität von Aktien und börsennotierten 
Wertpapieren als Kapitalanlage und die Anzahl börsennotierter Unterneh-
men in Deutschland erhöht werden. Auch die steuerlichen Rahmenbedin-
gungen für Mitarbeiterbeteiligungen werden deutlich verbessert.

Zur Eindämmung von Steuervermeidungsstrategien und zur Austrocknung 
von Steueroasen haben sich mehr als 140 Staaten auf die Einführung 
einer globalen Mindeststeuer von 15 % verständigt. Ende letzten Jahres 
hat die EU ihre Mitgliedstaaten verpflichtet, die entsprechenden Rege-
lungen in nationales Recht umzusetzen. Im März 2023 hat das Bundesfi-
nanzministerium einen ersten Gesetzentwurf als sog. Diskussionsentwurf 
veröffentlicht. Das offizielle Gesetzgebungsverfahren wird voraussichtlich 
in den nächsten Wochen beginnen. Die Regelungen zur globalen Mindest-
besteuerung sollen erstmals für das Jahr 2024 zur Anwendung kommen. 
Die Umsetzung wird für die betroffenen Unternehmen zu einem nicht 
unerheblichen zusätzlichen administrativen Aufwand führen, da bis zum 
Ende des Jahres Prozesse zur Datenerfassung, -aufbereitung und -erklä-
rung konzernweit neu geschaffen und implementiert werden müssen.

Bei diesen und allen weiteren Themen wünsche ich Ihnen eine spannende 
Lektüre! Genießen Sie den Sommer.

Mit freundlichen Grüßen

Michael Baum
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Partner
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Juni

30. Juni 2023

	 Steuerpflichtige mit Tochtergesellschaften oder Be-
triebsstätten im Ausland müssen ihre internationalen 
Verrechnungspreise dokumentieren. Von der Frist 
betroffen ist insbesondere die Dokumentation von 
außergewöhnlichen Geschäftsvorfällen des Vorjahres 
mit ausländischen verbundenen Unternehmen.

	 Kleine Kapitalgesellschaften müssen ihren Jahresab-
schluss zum 31.12.2022 aufstellen. Bei einem vom 
Kalenderjahr abweichenden Geschäftsjahr endet die 
Aufstellungsfrist für den Jahresabschluss sechs Mo-
nate nach Ablauf des Geschäftsjahres.

	 Unternehmer, die nicht in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ansässig sind, müssen, um ihre 
in Deutschland gezahlte Umsatzsteuer erstattet zu 
bekommen, beim Bundeszentralamt für Steuern  
einen Vorsteuervergütungsantrag stellen.

	 Kirchensteuerpflichtige Personen können beim Bun-
deszentralamt für Steuern einen optionalen Sperr- 
vermerk hinsichtlich der Religionszugehörigkeit be-
antragen. Dadurch kann der Abzug von Kirchensteuer 
auf Zins- und Dividendenerträge etc. durch Banken 
oder Kapitalgesellschaften verhindert werden.

	 Stromintensive Unternehmen können die teilweise  
Befreiung von der KWKG- und Offshore-Netz-Umlage 
für 2024 beantragen. Voraussetzung ist der Prüfungs-
vermerk eines Wirtschaftsprüfers.

	 Brennstoffkostenintensive Unternehmen können 
nach BECV (BEHG-Carbon-Leakage-Verordnung) einen  
Antrag auf Kompensation zum Erhalt der grenzüber-
schreitenden Wettbewerbsfähigkeit stellen.

	 Unternehmen, die in den letzten Jahren Corona-Über-
brückungshilfe I, II, III oder III Plus bzw. November-  
und Dezemberhilfe beantragt haben, müssen spätes-
tens jetzt die Schlussabrechnungen abgeben.

vWichtige Fristen und Termine 2023

Juli

31. Juli 2023

		Zur Sicherstellung des Vorsteuerabzugs müssen 
Umsatzsteuerpflichtige spätestens jetzt unterneh-
merisch genutzte Wirtschaftsgüter/Vermögens
gegenstände bei einem bestehenden Zuordnungs-
wahlrecht dem Unternehmens- oder Privatvermögen 
zuordnen und die Zuordnung dokumentieren.

		Stromintensive Unternehmen, deren Umlagenbefrei-
ung mehr als 100.000 € beträgt, haben erweiterte 
Mitteilungspflichten und müssen dem Übertragungs-
netzbetreiber nun bestimmte Angaben übermitteln.

		Eigenstromversorger müssen jetzt die Meldung zur 
EEG-Umlagenbefreiung an die Bundesnetzagentur 
übermitteln.

		Ein Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, der 
nach dem 30.6.2021 in einen anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder des Europäischen Wirt-
schaftsraums gezogen ist und dem die sog. Wegzugs-
steuer in Deutschland gestundet wird, hat dem ehe-
maligen Wohnsitzfinanzamt seine zum 31.12.2022 
gültige Anschrift mitzuteilen und zu bestätigen, dass 
die Anteile an der Kapitalgesellschaft ihm oder ggf. 
seinem Rechtsnachfolger weiterhin zuzurechnen 
sind. Bei einem Wegzug bis zum 30.6.2021 endete 
die Frist bereits am 31.1.23. 

August

31. August 2023

		 Gesellschafter einer großen oder mittelgroßen Kapital-
gesellschaft (z. B. einer GmbH) müssen den geprüf-
ten Jahresabschluss feststellen und einen Beschluss 
über die Ergebnisverwendung des Geschäftsjahres 
2022 fassen. Entsprechende Gesellschaften mit  
einem vom Kalenderjahr abweichenden Geschäfts-
jahr haben zu beachten, dass die Frist zur Feststel-
lung des Jahresabschlusses und für den Beschluss 
über die Ergebnisverwendung acht Monate nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres endet.
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		Unternehmen, die Umstrukturierungen planen, 
müssen Verschmelzungen, Spaltungen und ähn-
liche Vorgänge bis zum 31.8.2023 beim Handels- 
register anmelden, damit diese steuerlich ggf. auf 
den 31.12.2022 zurückwirken können.

		Die Jahressteuererklärungen 2021, die durch einen 
Steuerberater erstellt werden, müssen nun abge-
geben werden. Die Abgabefrist wurde aufgrund der  
Coronakrise um sechs Monate verlängert.

September

30. September 2023

		Unternehmer, die in Deutschland oder in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union ansässig 
sind, müssen, um ihre im jeweiligen europäischen 
Ausland gezahlte Umsatzsteuer erstattet zu bekom-
men, einen Vorsteuervergütungsantrag stellen. Die 
Anträge sind elektronisch bei der zuständigen Finanz-
behörde im Ansässigkeitsstaat einzureichen.

		Steuerpflichtige und Unternehmen sollten zur Ver-
meidung von Nachzahlungszinsen ihre zu erwarten-
den Steuernachzahlungen für das Jahr 2021 an das 
zuständige Finanzamt überweisen. Entsprechende 
freiwillige Zahlungen sollten dort bis zum 30.9.2023 
eingegangen sein. Erstattungs- und Nachzahlungs-
zinsen werden coronabedingt erst ab dem 1.10.2023 
berechnet.

		Alle Steuerpflichtigen, die ihre Jahressteuererklä-
rungen 2022 selbst erstellen, müssen diese nun ab-
geben. Werden die Steuererklärungen durch einen 
Steuerberater erstellt, gilt eine grundsätzliche Frist-
verlängerung bis zum 31.7.2024. Die Abgabefristen 
wurden aufgrund der Coronakrise um zwei bzw. fünf 
Monate verlängert.

v

Hinweis: 
Die Übersicht der wichtigen Fristen und Termine ent-
hält lediglich eine Auswahl an besonderen Fristen. 
Regelmäßig wiederkehrende Fristen und Termine, z. B. 
Umsatz- und Lohnsteuervoranmeldungen, Kapitaler-
tragsteueranmeldungen oder auch Zahlungstermine, 
bleiben zugunsten der Prägnanz ungenannt.
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Gesetzentwurf für ein Zukunfts­
finanzierungsgesetz

Mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz setzt die 
Bundesregierung die in einem Eckpunktepapier 
aus Juni 2022 vorgesehenen Maßnahmen zur Er­
leichterung des Zugangs zum Kapitalmarkt und zur 
Aufnahme von Eigenkapital insbesondere für Start-
ups, Wachstumsunternehmen sowie kleine und 
mittlere Unternehmen um. Der im Eckpunktepapier 
vorgesehene Freibetrag für Aktienveräußerungs- 
gewinne sowie die geplante Abschaffung des ge­
sonderten Verlustverrechnungskreises für Aktien­
veräußerungsverluste haben (bislang) noch nicht 
den Weg in den Gesetzentwurf gefunden.

Mit dem Gesetzentwurf eines Zukunftsfinanzierungs-
gesetzes vom 12.4.2023 möchte die Bundesregierung 
umfangreiche Maßnahmen und Regelungen aus dem 
Gesellschaftsrecht, dem Kapitalmarktrecht sowie dem 
Steuerrecht zusammenführen und bündeln. Folgende 
wesentliche steuerliche Veränderungen für Mitarbeiter- 
kapitalbeteiligungen sind geplant:

		Der Freibetrag für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen 
soll von 1.440 € auf 5.000 € deutlich angehoben 
werden. Um in den Genuss der Steuerfreiheit zu 
kommen, muss zukünftig die Mitarbeiterbeteiligung 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gewährt werden. Eine Entgeltumwandlung ist dann 
nicht mehr möglich.

		Es wird eine Haltefrist von drei Jahren eingeführt. Bei 
einer Veräußerung innerhalb der Haltefrist ist der bei 
Übertragung der Beteiligung steuerfreie geldwerte 
Vorteil als Veräußerungsgewinn mit 25 % Abgeltung-
steuer zu versteuern. 

		Die begünstigenden Regelungen für eine aufgescho-
bene Besteuerung werden ausgeweitet. Überträgt 
der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer zusätzlich zu 
seinem ohnehin geschuldeten Arbeitslohn unentgelt-
lich oder verbilligt eine Unternehmensbeteiligung, 
sieht die Besteuerung des damit verbundenen geld-
werten Vorteils (Sachbezugs) unter gewissen Voraus-
setzungen bereits jetzt schon eine aufgeschobene 
Besteuerung vor. Ohne diese aufgeschobene Besteu-
erung müsste der Arbeitnehmer auf den geldwerten 
Vorteil bereits im Zeitpunkt der Übertragung Steuern  
zahlen, ohne dass ihm bereits entsprechende Liqui- 
dität zugeflossen ist. Die derzeit vorgesehene auf-

FÜR UNTERNEHMEN 

STEUERN

geschobene Besteuerung hat diese Problematik 
aufgrund der engen und eher praxisfernen Voraus-
setzungen allerdings nur unzureichend entschärft. 
Der Gesetzgeber plant daher Verbesserungen beim 
Begriff des Arbeitgebers und beim Anwendungsbe-
reich, um die Attraktivität und Praxistauglichkeit der 
Norm zu steigern.

		Die bereits im Gesetz enthaltene aufgeschobene 
Besteuerung soll durch einige Änderungen deutlich 
erweitert werden. Die Besteuerung des geldwerten 
Vorteils ist künftig spätestens nach Ablauf von 20 
Jahren (bisher: 12 Jahre) vorzunehmen; dies soll auch 
für vor 2024 erfolgte Übertragungen gelten. Verlas-
sen Arbeitnehmer das Unternehmen und müssen 
sie in diesem Fall ihre Anteile an das Unternehmen 
zurückgeben, soll künftig nur der tatsächlich dafür 
erhaltene Anteilskaufpreis maßgeblich sein. Erklärt 
der Arbeitgeber, dass er die Haftung für die einzube-
haltende und abzuführende Lohnsteuer übernimmt, 
erfolgt die aufgeschobene Besteuerung nur im Falle 
des Verkaufs der Beteiligung durch den Arbeitnehmer. 
Die Beendigung des Dienstverhältnisses und der Ab-
lauf des 20-jährigen Zeitraums würden dann keine 
Nachversteuerung des geldwerten Vorteils auslösen.

Hinweis: 
Die steuerlichen Rahmenbedingungen für Mit-
arbeiterkapitalbeteiligungen werden durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf deutlich verbessert. 
Da das Gesetzgebungsverfahren aber noch ganz 
am Anfang steht, bleibt abzuwarten, welche Ver-
änderungen sich noch ergeben.
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Gesetzentwurf zur Einführung 
einer globalen Mindest- 
besteuerung

Zur Eindämmung von Steuervermeidungsstrate­
gien und zur Austrocknung von Steueroasen hat 
sich die Staatengemeinschaft auf die Einführung 
einer weltweiten globalen Mindestbesteuerung 
von 15 % verständigt. Die Umsetzung selbiger ins 
nationale Recht sowie die daraus resultierenden 
Konsequenzen für die betroffenen Großkonzerne 
werfen nun ihre Schatten voraus und bedingen ein 
zeitnahes Handeln.

Am 14.12.2022 hat die Europäische Union ihre Mitglied-
staaten verpflichtet, Regelungen zur globalen Mindest-
besteuerung von Unternehmensgruppen bis Ende 2023 
in nationales Recht umzusetzen. Für Deutschland hat 
das Bundesfinanzministerium am 17.3.2023 einen ersten 
Diskussionsentwurf für ein entsprechendes „Mindest-
steuergesetz“ veröffentlicht. 

Ziel des Gesetzes ist es, eine effektive Besteuerung von 
Unternehmensgewinnen in Höhe von mindestens 15 % 
für jede Konzerneinheit weltweit zu gewährleisten. Dies 
soll unabhängig von dem tatsächlich geltenden Steuer-
satz in dem Ansässigkeitsstaat der jeweiligen Konzern-
einheit gelten. 

Betroffen von den Regelungen der globalen Mindestbe-
steuerung sind Unternehmensgruppen mit einem Grup-
penumsatz von mind. 750 Mio. € in zwei der letzten vier 
Geschäftsjahre. Dabei findet die Regelung grundsätz-
lich auf jede Rechtsform Anwendung und umfasst somit 
neben Körperschaften auch Personengesellschaften.

Technisch soll die globale Mindestbesteuerung auf Ebe-
ne der jeweiligen obersten Muttergesellschaft sicher- 
gestellt werden. Hierfür wird – vereinfacht gesprochen – 
geprüft, bei welchen Gruppeneinheiten bzw. in welchen 
Ländern eine effektive Besteuerung von weniger als 15 % 
vorliegt. Der Differenzbetrag zwischen dem lokal gelten-
den Steuersatz und dem Mindeststeuersatz von 15 % 
wird dann auf Ebene der Konzernobergesellschaft nach-
erhoben. Nur für den Fall, dass die oberste Muttergesell-
schaft ihren Pflichten zur Nacherhebung nicht oder nicht 
vollumfänglich nachkommt, hat die Nachversteuerung 
(subsidiär) auf Ebene einer der nachgelagerten Einheiten 
(anteilig) zu erfolgen. 

FÜR MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPEN

STEUERN

Als Ausgangsbasis für die Ermittlung des effektiven 
Steuersatzes bzw. des nachzuerhebenden Steuer-
betrags dient die Handelsbilanz II nach IFRS bzw. den 
üblichen Rechnungslegungsstandards der EU-/EWR-
Mitgliedstaaten. Diese Daten können allerdings nicht 
unreflektiert übernommen werden. Stattdessen bedarf 
es einer Vielzahl von komplexen Hinzurechnungen bzw. 
Kürzungen, die z. T. zu gravierenden Verwerfungen füh-
ren können. Anpassungsbedarf besteht u. a. in Bezug auf 
Dividenden, Veräußerungsgewinne, Pensionszusagen 
sowie latente Steuern. Problematisch ist dabei, dass 
die zur Kalkulation erforderlichen Daten bislang vielfach 
noch nicht im Reporting der Unternehmen enthalten 
sind. Hier besteht folglich unmittelbarer Handlungs-
bedarf für die Unternehmen, damit die erforderlichen 
Daten bei „Scharfschaltung“ der globalen Mindestbe-
steuerung vorliegen.

Auf Antrag kann für eine zeitlich befristete Übergangs-
zeit auf die vorgenannte komplexe Ermittlung der Be-
steuerungsgrundlagen verzichtet werden. Stattdessen 
darf in diesem Fall auf die bereits aus dem Country-by-
Country-Reporting vorliegenden Daten zurückgegrif-
fen werden. Diese Erleichterung greift allerdings nur, 
wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind, und gilt 
längstens für Wirtschaftsjahre, die am oder vor dem 
31.12.2026 beginnen sowie vor dem 01.07.2028 enden. 

Für die Festsetzung der Mindeststeuer ist die Abgabe 
einer separaten elektronischen Steuererklärung für 
jede Gruppengesellschaft beim Finanzamt vorgesehen. 
In dieser sind die nachzuerhebenden Steuern selbst zu 
ermitteln (Steueranmeldung) und binnen eines Monats 
nach Abgabe der Erklärung an das Finanzamt zu ent-
richten. Daneben ist im Falle von inländischen Konzern-
obergesellschaften ein sog. Mindeststeuer-Bericht beim 
Bundeszentralamt für Steuern einzureichen.

Die Neuregelungen zur globalen Mindestbesteuerung 
sollen erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2023 beginnen, gelten. Bei kalendergleichem 
Wirtschaftsjahr wäre dies das Kalenderjahr 2024. Die 
Einreichung der Steuererklärungen sowie des Mindest-
steuer-Berichtes für 2024 hat grundsätzlich binnen 15 
Monaten nach Ablauf des jeweiligen Geschäftsjahres 
zu erfolgen. Im Erstjahr verlängert sich der Zeitraum 
auf 18 Monate.
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Hinweis: 
Steuerpflichtige können von einer positiven Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs profitieren, in-
dem sie bei der zuständigen Finanzverwaltung 
einen Abrechnungsbescheid hinsichtlich der 
Säumniszuschläge beantragen und diesen durch 
Einspruch offen halten.

Verfassungsmäßigkeit von  
Säumniszuschlägen

Aktuelles zur gewerbe- 
steuerlichen Hinzurechnung 
von Finanzierungsanteilen

In der letzten Ausgabe von „Steuern und Wirtschaft 
aktuell“ haben wir ausführlich über eine mögliche 
Verfassungswidrigkeit von Säumniszuschlägen be­
richtet. Am 15.11.2022 entschied der VII. Senat des 
Bundesfinanzhofs erneut, dass gegen die Höhe des 
Säumniszuschlags keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken bestehen. Es bleibt abzuwarten, wie die 
anderen Senate entscheiden werden.

Wie bereits in der letzten Ausgabe von „Steuern und Wirt-
schaft aktuell“ dargestellt, entstehen Säumniszuschläge, 
wenn Steuern nicht fristgerecht bis zum Fälligkeitstag 
bezahlt werden. Der Säumniszuschlag beträgt 1 % der zu 
entrichtenden Steuern für jeden angefangenen Monat 
der Säumnis, wobei der verspätete Geldeingang auf den 
Konten der Finanzverwaltung bei Zahlung durch Überwei-
sung von bis zu drei Tagen unbeachtlich ist. 

Die Säumniszuschläge werden nicht durch einen ge-
sonderten Bescheid festgesetzt, sondern es muss ein 
schriftlicher Antrag auf Erlass eines Abrechnungsbe-
scheids bei der zuständigen Finanzverwaltung gestellt 
werden. Gegen diesen Bescheid kann dann Einspruch 
eingelegt und die Aussetzung der Vollziehung be-
antragt werden. Wird der Einspruch oder der Antrag 
auf Aussetzung der Vollziehung durch die Finanzver-
waltung abgelehnt, kann diese Ablehnung gerichtlich 
überprüft werden.

Hier sind die Richter der einzelnen Senate beim Bun-
desfinanzhof allerdings unterschiedlicher Auffassung. 
Während die Richter des V. und VIII. Senats die Höhe 

Wartungskosten, die im Rahmen von Leasingver­
trägen auf den Leasingnehmer abgewälzt werden, 
sind bei der Ermittlung des Gewerbeertrags hinzu­
zurechnen. Dagegen unterliegen Aufwendungen für 
die Anmietung von Werbeflächen in der Regel nicht 
der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung.

Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags ist ein Achtel 
der Miet- und Pachtzinsen sowie der Leasingraten für 
die Benutzung von unbeweglichen und beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die im Eigen-
tum eines anderen stehen, dem Gewinn wieder hinzuzu-
rechnen (Freibetrag: 200.000 €). Strittig war, wie diese 
Regelung im Zusammenhang mit Wartungskosten bei 
Leasingverträgen sowie bei der Anmietung von Werbe-
flächen umzusetzen ist.

Grundsätzlich gehören Wartungskosten zu den vom 
Leasinggeber zu tragenden Lasten. Von dieser Grund-
regel kann abgewichen und die Wartungskosten auf 
den Leasingnehmer abgewälzt werden, wodurch sich 
die Leasingrate entsprechend verringert. In diesem Fall 
sind die vom Leasingnehmer zu tragenden Wartungs-
kosten ein Teil der Leasingrate und bei der Ermittlung 
des Gewerbeertrags hinzuzurechnen. Dies entschied 
der Bundesfinanzhof am 20.10.2022.

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

FÜR UNTERNEHMEN

Hinweis: 
Die globale Mindestbesteuerung führt für die 
betroffenen multinationalen Unternehmensgrup-
pen zu deutlich gestiegenen Compliance-Anfor-
derungen. Der rechtzeitigen Befassung mit der 
komplexen Thematik sowie der Schaffung der 
Voraussetzungen in Bezug auf Datenverfügbar-
keit und Reporting sollte nun eine hohe Priorität 
eingeräumt werden.

der Säumniszuschläge ab dem 31.12.2018 für zweifel-
haft halten, sind die Richter des VII. Senats anderer 
Auffassung. Sie entschieden am 23.8.2022 und am 
15.11.2022, dass gegen die Höhe der Säumniszuschläge  
keine verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen.
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Fazit: 
Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags sollte  
genau geprüft werden, welche Finanzierungsan-
teile hinzuzurechnen sind. 

Hinweis: 
Gewinne aus dem Verkauf von Kryptowährungen 
bleiben künftig nur noch steuerfrei, wenn der 
Verkauf bzw. Tausch erst nach einem Jahr erfolgt 
oder die erzielten Gewinne insgesamt einen Be-
trag von 600 € pro Jahr nicht übersteigen.

Steuerliche Behandlung  
von Veräußerungsgewinnen  
bei Kryptowährungen

Der Kauf und Verkauf bzw. Tausch von Krypto­
währungen wie Bitcoin, Ethereum und Monero in­
nerhalb eines Jahres mit Gewinn führt zu einem 
steuerpflichtigen Spekulationsgewinn, wenn die 
Kryptowährung zum Privatvermögen gehört. Dies 
entschied der Bundesfinanzhof am 14.2.2023.

Kryptowährungen sind digital dargestellte Werteeinhei-
ten, die von keiner Zentralbank emittiert oder garantiert 
werden und damit nicht den gesetzlichen Status einer 
Währung oder von Geld besitzen. Dennoch werden sie 
von natürlichen oder juristischen Personen als Tausch-
mittel akzeptiert und können auf elektronischem Weg 
übertragen, gespeichert und gehandelt werden. Dazu 
gehören unter anderen Bitcoin, Ethereum und Monero. 

Dagegen unterliegen Aufwendungen eines Unterneh-
mens für die Anmietung von Werbeflächen an U-Bahnen, 
Straßenbahnen, in Bahnhöfen, Gaststätten oder an Auto-
bahnen nicht der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung, 
da die angemieteten Werbeflächen nicht zum fiktiven 
Anlagevermögen gehören. Derartige Gegenstände sind 
für den Betrieb des Unternehmens nicht ständig vor-
zuhalten. Dies entschied das Finanzgericht Berlin-Bran-
denburg am 23.8.2022. 

Gegen das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Branden-
burg wurde Revision eingelegt, sodass die Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs abzuwarten bleibt. Vergleichbare  
Fälle, in denen Aufwendungen für die Anmietung von 
Werbeflächen bei der Ermittlung des Gewerbeertrags 
hinzugerechnet werden, sollten durch Einspruch und An-
trag auf Ruhen des Verfahrens offen gehalten werden.

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Werden Wirtschaftsgüter, die keine Immobilien sind und 
zum Privatvermögen gehören, innerhalb eines Jahres 
verkauft oder getauscht, ist der hierbei erzielte Gewinn 
als sog. Spekulationsgewinn zu versteuern. Verluste kön-
nen zudem mit künftigen Gewinnen verrechnet werden.

Der Bundesfinanzhof entschied am 14.2.2023, dass es 
sich auch bei Kryptowährungen um solche Wirtschafts-
güter handelt. Der Begriff des Wirtschaftsguts ist dabei 
weit zu fassen. Er umfasst neben Sachen und Rechten 
auch tatsächliche Zustände sowie konkrete Möglichkei-
ten und Vorteile. Zudem kommt es nicht auf die tech-
nischen Details virtueller Währungen an. Die Richter 
folgten damit der Auffassung der Finanzverwaltung, die 
Kryptowährungen ebenfalls als Wirtschaftsgüter ansieht.

Kürzere tatsächliche Nutzungs­
dauer von Immobilien

Der Bundesfinanzhof entschied am 28.7.2021, dass 
Steuerpflichtige, die eine kürzere Nutzungsdauer 
für Gebäude geltend machen wollen, sich jeder Dar­
legungsmethode bedienen können, solange sich aus 
dieser die erforderlichen Schlussfolgerungen für eine 
tatsächlich kürzere Nutzungsdauer entnehmen las­
sen. Das Bundesfinanzministerium hat am 22.2.2023 
die Voraussetzungen hierfür konkretisiert. 

Die Anschaffungskosten für abnutzbare Wirtschafts
güter sind über die voraussichtliche Nutzungsdauer 
abzuschreiben. Für Immobilien gelten abhängig von der 
Art des Gebäudes sowie dessen Nutzung grundsätzlich 
typisierte Abschreibungssätze von 2 %, 2,5 % oder 3 %. 
Dies entspricht einer unterstellten Nutzungsdauer von 
50, 40 oder 33 Jahren. Diese vorgegebenen Abschrei-
bungssätze entsprechen gerade bei gebraucht erwor-
benen Immobilien jedoch nicht der Realität. 

FÜR IMMOBILIENINVESTOREN



Steuern & Wirtschaft aktuell 2/202310

STEUERN

Steuerpflichtigen, die sich auf eine kürzere tatsächliche 
Nutzungsdauer ihres Gebäudes berufen wollen, ist es 
von nun an möglich, sich jeder Darlegungsmethode zu 
bedienen, die im Einzelfall einen erforderlichen Nach-
weis für eine kürzere Nutzungsdauer erbringt. Dies 
entschied der Bundesfinanzhof am 28.7.2021. Am 
22.2.2023 nahm das Bundesfinanzministerium aus-
führlich zu diesem Urteil Stellung und konkretisierte 
die Voraussetzungen für eine kürzere tatsächliche Nut-
zungsdauer von Immobilien.

Demnach müssen Rückschlüsse auf die maßgeblichen 
Kriterien möglich sein, die wesentlich die zu schätzende 
kürzere tatsächliche Nutzungsdauer bestimmen. Zu die-
sen gehören der technische Verschleiß, die wirtschaft-
liche Entwertung und die rechtlichen Gegebenheiten.

Folglich hängt die Inanspruchnahme einer tatsächlich 
kürzeren Nutzungsdauer davon ab, ob das Gebäude vor 
Ablauf des typisierten Abschreibungszeitraums tech-
nisch oder wirtschaftlich verbraucht ist. Der Ausgangs-
punkt ist dabei die technische Nutzungsdauer. Dies ist 
der Zeitraum, in dem sich das Gebäude substanztech-
nisch abnutzt. Hierfür reicht es allerdings nicht aus, wenn 
einzelne unselbstständige Gebäudeteile erneuert oder 
ersetzt werden müssen. Für die Beurteilung ist allein die 
Tragstruktur des Bauwerks als Hauptbestandteil maß-
gebend. Anders als die technische Nutzungsdauer um-
fasst die wirtschaftliche Nutzungsdauer den Zeitraum, 
in dem das Gebäude rentabel genutzt werden kann. 

In der Regel fallen die technische und wirtschaftliche 
Nutzungsdauer zusammen. Sollte die wirtschaftliche 
Nutzungsdauer ausnahmsweise kürzer sein, kann der 
Steuerpflichtige diese zugrunde legen, wenn er dies 
anhand konkreter Umstände glaubhaft machen kann.

Für den erforderlichen Nachweis einer kürzeren tat-
sächlichen Nutzungsdauer ist nach Auffassung der 
Finanzverwaltung die Vorlage eines Gutachtens eines 
öffentlich bestellten und vereidigten Gutachters oder 
eines zertifizierten Sachverständigen notwendig. Im 
Rahmen des Nachweises ist der Zustand des Gebäudes 
in seinen die Nutzungsdauer bestimmenden Elementen 
(Tragstruktur des Bauwerkes) darzustellen und begrün-
det darzulegen, weshalb am Ende der geltend gemach-
ten (kürzeren) Nutzungsdauer voraussichtlich keine 
wirtschaftlich sinnvolle (anderweitige) Nachfolgenut-
zung mehr möglich und kein Restwert mehr vorhanden 
ist. Die bloße Übernahme einer Restnutzungsdauer aus 
einem Verkehrswertgutachten reicht laut Auffassung 
der Finanzverwaltung nicht als Nachweis aus. Ebenfalls 

Hinweis: 
Insbesondere beim Erwerb von gebrauchten Im-
mobilien sollten Steuerpflichtige prüfen, ob unter 
den genannten Voraussetzungen eine kürzere  
tatsächliche Nutzungsdauer geltend gemacht 
werden kann.

Deutschlandticket als Jobticket

Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern das seit 
dem 1.5.2023 angebotene Deutschlandticket als 
Jobticket kostenlos oder vergünstigt überlassen 
oder die Anschaffungskosten des Arbeitnehmers 
bezuschussen. Es gelten die bisherigen Vorschrif­
ten zur Steuerbefreiung und Steuerpauschalierung 
für Jobtickets.

Die Bundesregierung hat mit Wirkung zum 1.5.2023 
das Deutschlandticket als Nachfolger des von Juni bis 
August 2022 geltenden 9-Euro-Tickets eingeführt. Es 
kostet aktuell 49 € pro Monat und ist im Abonnement 
monatlich kündbar. Dadurch sollen insbesondere auch 
Arbeitnehmer aufgrund der Inflation und Energiekrise 
einen Anreiz erhalten, ihren Arbeitsplatz mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln des Personennahverkehrs aufzusuchen.

Da das Deutschlandticket auf den Regionalverkehr be-
schränkt ist, kann es als Jobticket genutzt werden. Der 
Arbeitgeber kann dem Arbeitnehmer zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn einen Zuschuss zu 
dessen Anschaffungskosten für das Deutschlandticket 
gewähren oder das Jobticket unentgeltlich oder ver-
billigt überlassen. Der geldwerte Vorteil bleibt lohn-
steuerfrei, unabhängig vom tatsächlichen beruflichen 
Nutzungsumfang. In der Folge mindert der Vorteil den 
Werbungskostenabzug (Entfernungspauschale) des 
Arbeitnehmers.

Der Arbeitgeber kann anstelle der Steuerfreistellung 
eine Steuerpauschalierung mit 25 % Lohnsteuer zzgl.  
Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer durchfüh-

FÜR ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

nicht ausreichend soll der alleinige Verweis auf die Mo-
dellansätze der Immobilienwertermittlungsverordnung 
bzw. deren Anlagen zur Gesamtnutzungsdauer sein.
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Gut zu wissen: 
Das Deutschlandticket soll nicht als 49-Euro- 
Ticket bezeichnet werden, damit sich die Nut-
zenden nicht an den Preis gewöhnen. Eine Preis-
erhöhung könnte es bereits im Jahr 2024 geben, 
da Bund und Länder den Preis jährlich neu be-
stimmen können.

Lohnsteuerliche Abrechnung 
von Verdienstausfall- 
entschädigungen nach dem  
Infektionsschutzgesetz

Am 25.1.2023 hat das Bundesfinanzministerium zu 
Praxisproblemen bei der lohnsteuerlichen Abrech­
nung Pandemiebedingter Verdienstausfallentschä­
digungen an Arbeitnehmer Stellung genommen.

Während der Coronapandemie kam es bei vielen  
Arbeitnehmern zu Verdienstausfällen aufgrund von an-
geordneter Quarantäne oder weil Eltern aufgrund der 
vorübergehenden Schließung von Betreuungseinrich-
tungen ihre Kinder selbst betreuen mussten. Nach dem 
Infektionsschutzgesetz werden in diesen Fällen für bis 
zu sechs Wochen Verdienstausfallentschädigungen ge-
zahlt. Diese sind steuerfrei, aber im Rahmen des sog. 
Progressionsvorbehalts bei der Ermittlung des persön-
lichen Steuersatzes zu berücksichtigen.

Die Entschädigungen werden zunächst vom Arbeit- 
geber ausgezahlt und anschließend auf Antrag von der 
zuständigen Behörde erstattet. Oftmals weicht allerdings 
der Erstattungsbetrag des Arbeitgebers von dem der Be-

FÜR ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

ren. Dadurch behält der Arbeitnehmer seinen vollen 
Werbungskostenabzug. 

Wird das Jobticket nicht zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gewährt, bleibt es im Rahmen 
der 50-Euro-Sachbezugsfreigrenze steuerfrei. Ist die 
Freigrenze bereits durch andere Sachbezüge ausge-
schöpft, kommt auch hier eine Steuerpauschalierung 
mit 15 % oder 25 % Lohnsteuer in Betracht.

hörde ab. Der Arbeitgeber ist dann verpflichtet, zu viel 
erhobene Lohnsteuer bei der nächsten Lohnzahlung zu 
erstatten bzw. noch nicht erhobene Lohnsteuer einzube-
halten. Eine Änderung des Lohnsteuerabzugs ist bis zur 
Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung möglich. 

Ist eine Änderung des Lohnsteuerabzugs nicht mehr 
zulässig, gilt Folgendes: 

Hat der Arbeitgeber unzutreffend Lohnsteuer einbe-
halten, da die Zahlung als Entschädigung nach dem 
Infektionsschutzgesetz steuerfrei ist, kann der Arbeit-
nehmer die zu viel gezahlte Lohnsteuer im Rahmen 
seiner Einkommensteuerveranlagung geltend machen. 
Eine Mitteilungspflicht des Arbeitgebers gegenüber 
dem Betriebsstättenfinanzamt besteht nicht.

Hat der Arbeitgeber die Entschädigung zunächst steuer- 
frei auszahlt und wurde der Erstattungsantrag abge-
lehnt oder nur ein geringerer Betrag von der Behörde er-
stattet, hat der Arbeitgeber zwei Möglichkeiten: Fordert 
er die zu viel gezahlte Entschädigung vom Arbeitnehmer 
zurück, mindert der Rückforderungsbetrag im Jahr der 
Rückzahlung die steuerfreien Leistungen in der Lohn-
steuerbescheinigung. Dabei entstehende Negativbeträ-
ge sind ebenfalls anzugeben. Verzichtet der Arbeitgeber 
auf eine Rückforderung, muss er seinem Betriebsstät-
tenfinanzamt die betreffenden Fälle unter Angabe der 
Werte schriftlich anzeigen. Eine Korrektur erfolgt dann 
entweder in der Einkommensteuererklärung des Arbeit-
nehmers oder durch eine Lohnsteuer-Nachforderung 
des Finanzamts. Die Anzeigepflicht des Arbeitgebers 
entfällt, wenn die zu Unrecht steuerfrei erfolgte Zah-
lung 200 € pro Quarantänefall nicht überschreitet oder 
andere Steuerbefreiungsvorschriften (z. B. steuerfreie 
Inflationsausgleichsprämie) anwendbar sind.

Empfehlung: 
Hat der Arbeitgeber unzutreffend Lohnsteuer für 
Verdienstausfallentschädigungen einbehalten 
und ist eine Korrektur des Lohnsteuerabzugs 
nicht mehr möglich, empfiehlt es sich, dies den 
betroffenen Arbeitnehmern unter Angabe der 
Beträge für deren Einkommensteuererklärung 
schriftlich mitzuteilen.
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Erleichterungen bei der  
Forschungszulage

Aktuelles zur Anrechnung  
ausländischer Quellensteuern  
auf Lizenzgebühren

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben werden 
in Deutschland seit dem 1.1.2020 über die For­
schungszulage steuerlich gefördert. Seit der Ein­
führung haben sich zahlreiche Anwendungsfragen 
in der Praxis ergeben. Um hier für mehr Klarheit 
und Unterstützung bei der Beantragung zu sorgen, 
hat das Bundesfinanzministerium am 7.2.2023 ein 
neues Verwaltungsschreiben veröffentlicht.

Mit dem am 1.1.2020 in Kraft getretenen Forschungs-
zulagengesetz wurde eine steuerliche Förderung der 
Forschung und Entwicklung in Unternehmen einge-
führt. Die Zulage beträgt 25 % der auf die tatsäch-
liche Forschungstätigkeit entfallenden Aufwendun-
gen, insbesondere Arbeitslöhne und Entgelte für 
Auftragsforschungen. Sie ist auf max. 1 Mio. € in den 
Jahren 2020 bis 2025 bzw. max. 500.000 € ab dem 
Jahr 2026 begrenzt. Am 7.2.2023 hat das Bundes-
finanzministerium zu Anwendungsfragen umfassend 
Stellung genommen und das bisherige Verwaltungs-
schreiben überarbeitet.

Neben der Forschung im eigenen Unternehmen  
können Forschungs- und Entwicklungsaufträge auch 
im Rahmen der Auftragsforschung an Dritte ver- 
geben werden. Die Auftragsforschung ist hierbei für 
den Auftraggeber im Rahmen der Zulage begünstigt. In 
dem neuen Verwaltungsschreiben wurde nun explizit 
auch der Fall als begünstigt aufgenommen, in dem nur 
Teilbereiche eines Vorhabens an einen Dritten in Auf-
trag gegeben werden. Voraussetzung für die Begüns-
tigung ist, dass die Tätigkeiten des Dritten in Form 
von Personalleistungen und Sachkosten unerlässlich 
für das Vorhaben sind. Es darf sich nicht um reine  
Beschaffungsmaßnahmen wie z. B. Spezialausrüstun-
gen oder Spezialanfertigungen handeln.

Der Höchstbetrag der Forschungszulage von aktuell 
1 Mio. € pro Jahr wird bei verbundenen Unternehmen 
nicht je Unternehmen, sondern der Höhe nach nur 
einmal für den Konzernverbund gewährt. Von dieser 
Begrenzung nicht betroffen sind nun ausdrücklich rein 
vermögensverwaltende Gesellschaftsstrukturen (z. B. 
Private Equity und Venture Capital Fonds), die hori-
zontal miteinander verbunden sind, sich untereinander 
jedoch nicht koordinieren können. Auch ausgenom-

Bei der Anrechnung ausländischer Quellensteuern 
auf die deutsche Einkommen- oder Körperschaft­
steuer sind als Bemessungsgrundlage grundsätz­
lich die Einkünfte zu berücksichtigen – das bedeu­
tet, dass von den (Brutto-)Einnahmen die damit 
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden  
Betriebsausgaben abzuziehen sind. Eine umfassen­
de Berücksichtigung von Betriebsausgaben birgt 
für Steuerpflichtige das Risiko von Quellensteuer- 
Anrechnungsüberhängen und Doppelbesteuerun­
gen. Mit Art und Umfang des Betriebsausgabenab­
zugs hatte sich der Bundesfinanzhof am 17.8.2022 
zu befassen.

FÜR UNTERNEHMEN

FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN 

men werden ähnliche Strukturen von privaten Investo-
ren, sog. Business Angels.

Die Forschungszulage kann von Unternehmen in 
Schwierigkeiten aus beihilferechtlichen Gründen 
grundsätzlich nicht beantragt werden. Eine Ausnahme  
gilt nunmehr für vollkonsolidierte Unternehmen. In  
diesen Fällen wird nicht auf den Einzelabschluss des  
verbundenen Unternehmens, sondern auf den konsoli-
dierten Jahresabschluss des Konzerns abgestellt. 

In dem Verwaltungsschreiben wird zudem erläutert, 
dass bei Kommanditgesellschaften in sog. Treuhand­
modellen nur der steuerpflichtige Komplementär als 
anspruchsberechtigt gilt. Ihm werden die förderfähigen 
Aufwendungen der Treuhand-KG zu diesem Zweck zu-
gerechnet. Klargestellt wurde auch, dass im Falle eines 
Formwechsels der bereits entstandene Anspruch auf 
die Forschungszulage weiterhin bestehen bleibt. 

Hinweis: 
Das neue Verwaltungsschreiben kommt in allen 
offenen Fällen zur Anwendung.
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Im Streitfall führte ein deutsches Unternehmen an 
seinem Stammsitz mehrjährige Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte durch und lizenzierte die Ergebnisse 
jeweils nach Projektabschluss an ihre konzernverbun-
dene chinesische Tochtergesellschaft. Für neue, noch 
nicht abgeschlossene Forschungs- und Entwicklungs-
projekte entstanden ihr laufende Betriebsausgaben, die 
erst in späteren Wirtschaftsjahren zu Lizenzeinnahmen 
geführt haben.

Die Lizenzierung unterlag einer dem Grunde nach an-
rechenbaren chinesischen Quellensteuer in Höhe von 
15 %. Bei der Ermittlung des Anrechnungshöchstbetrags 
zog das deutsche Unternehmen jedoch nur solche Be-
triebsausgaben ab, die mit den erzielten Lizenzeinnah-
men für das konkrete Projekt in direktem Zusammen-
hang standen. Die Betriebsausgaben für noch nicht 
abgeschlossene Projekte berücksichtigte es nicht.

Die Finanzverwaltung vertrat hingegen die Auffassung, 
dass sämtliche Betriebsausgaben im Bereich der For-
schung und Entwicklung zu berücksichtigen seien,  
namentlich auch die Betriebsausgaben für noch nicht 
abgeschlossene Projekte. Dies hatte zur Folge, dass im 
Körperschaftsteuerbescheid die Lizenzeinnahmen aus 
China als Betriebseinnahmen erfasst wurden, jedoch die 
entrichtete chinesische Quellensteuer auf die deutsche 
Körperschaftsteuer nicht angerechnet werden konnte. 

In dem Klageverfahren trat der Bundesfinanzhof der 
Finanzverwaltung entgegen und stellte am 17.8.2022 
klar, dass die Anrechnung anstelle eines allgemeinen 
wirtschaftlichen Zusammenhangs einen konkreten Zu-
sammenhang erfordert. Die Betriebsausgaben müssen 
in sachlicher Hinsicht somit für die im Einzelnen zur 
Nutzung überlassenen, abgeschlossenen Forschungs- 
und Entwicklungsergebnisse entstanden sein. Darüber 
hinaus müssen die Betriebsausgaben in demselben 
Veranlagungszeitraum entstanden sein, in dem die 
quellensteuerpflichtigen Einnahmen erzielt wurden.

Fazit: 
Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist ins-
gesamt zu begrüßen. Für Unternehmen, die aus 
dem Ausland Lizenzeinnahmen mit Quellen-
steuereinbehalt erzielen, werden resultierende 
Risiken einer möglichen Doppelbesteuerung  
signifikant reduziert. Jedoch sollten Unterneh-
men beachten, dass die Kosten so klar wie mög-
lich abgegrenzt werden.

Aktuelles zur umsatz- 
steuerlichen Organschaft

Derzeit gibt es im Bereich der umsatzsteuerlichen 
Organschaft viele offene Fragestellungen. Hinter- 
grund ist die Entscheidung des Europäischen  
Gerichtshofs vom 1.12.2022, in der die deutschen 
Regelungen zur umsatzsteuerlichen Organschaft 
zwar bestätigt wurden, die aber auch Reformbedarf 
bei der finanziellen Eingliederung sowie zur Selbst­
ständigkeit der Organgesellschaften aufgezeigte.  
Der Bundesfinanzhof hat die Entscheidung im  
Januar 2023 umgesetzt.

Am 1.12.2022 entschied der Europäische Gerichtshof, 
dass die Bestimmung des Organträgers als Steuer
pflichtigen nicht dem Unionsrecht entgegensteht, und 
bestätigte damit die deutsche Regelung. Die Beantwor-
tung der weiteren Fragen zur finanziellen Eingliederung 
und zur Selbstständigkeit der Organgesellschaften war 
dagegen nicht so eindeutig.

Hinsichtlich der finanziellen Eingliederung ergänzte der 
Bundesfinanzhof am 18.1.2023 seine Rechtsprechung 
im Hinblick auf das Kriterium der Willensdurchsetzung. 
Dem Organträger muss grundsätzlich weiterhin die 
Mehrheit der Stimmrechte an der Organgesellschaft 
zustehen. Abweichend hiervon liegt die finanzielle Ein-
gliederung aber auch dann vor, wenn der Gesellschafter 
zwar nur über 50 % der Stimmrechte verfügt, die erfor-
derliche Willensdurchsetzung bei der Organgesellschaft 
jedoch gesichert ist. Die kann dadurch erfolgen, dass der 
Gesellschafter eine Mehrheitsbeteiligung am Kapital der 
Organgesellschaft hält und der einzige Geschäftsführer 
der Organgesellschaft von ihm gestellt wird.

Außerdem hat der Bundesfinanzhof am 26.1.2023 dem 
Europäischen Gerichtshof Fragen zur Steuerbarkeit von 
Innenumsätzen vorgelegt. Es soll geklärt werden, ob 
an der bisherigen Annahme der Nichtsteuerbarkeit von  
Innenumsätzen im Organkreis festgehalten werden 
kann. Trotz der Eingliederung der Organgesellschaften 
wird weiterhin eine selbstständige wirtschaftliche Tätig-
keit ausgeübt. Die bislang geltende Nichtsteuerbarkeit 
von Innenumsätzen beruht lediglich darauf, dass Organ-
gesellschaften als unselbstständige Teile des Unterneh-
mens des Organträgers beurteilt werden.

FÜR UNTERNEHMEN
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Hinweis: 
Falls sich der Europäische Gerichtshof gegen die 
ständige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, 
wonach Innenumsätze zwischen den einzelnen 
Organgesellschaften nicht umsatzsteuerbar sind, 
entscheiden sollte, würden sich weitreichende 
Folgen ergeben. Für Unternehmen besteht jedoch 
mit Blick auf die klare derzeitige Verwaltungsauf-
fassung für die Vergangenheit und Gegenwart 
Vertrauensschutz.

Fazit: 
Unternehmen, die in den Niederlanden tätig sind, 
sollten sich mit den aktuellen Steueränderungen 
auseinandersetzen.

Niederlande: Steuerplan 2023

Die niederländische Regierung legt dem Parlament 
jedes Jahr im Dezember einen Steuerplan für das 
nächste Jahr nebst Gesetzentwurf für Steuerände­
rungen vor. Zum 1.1.2023 sind einige Änderungen 
der niederländischen Körperschaftsteuer eingetre­
ten, die für Unternehmen wichtig sind.

Zum 1.1.2023 sind in den Niederlanden für Unterneh-
men wichtige Steueränderungen in Kraft getreten:

		Der Körperschaftsteuersatz erhöht sich in der ersten  
Stufe von 15 % auf 19 %. Die Schwelle des Jahres- 
überschusses, auf den dieser niedrigere Körper-
schaftsteuersatz erhoben wird, wird von 395.000 € 
auf 200.000 € gesenkt. Der höhere Steuersatz von 
25,8 % gilt unverändert. 

		Neu ist eine Anlaufstelle, die für ausländische  
Investoren eingerichtet wurde. Diese können mit der 
niederländischen Finanzverwaltung Vereinbarungen 
über die Bemessungsgrundlage und den Nettoge-
winn treffen. 

		Die Befreiung von Gehältern für Direktoren und Auf-
sichtsratsmitgliedern auf Basis von mit den nieder-
ländischen Steuerbehörden getroffenen Absprachen 
(sog. Rulings) ist nicht mehr möglich, da der ent-
sprechende Erlass ersatzlos aufgehoben wurde. 

		Zinszahlungen von niederländischen Tochtergesell-
schaften an ihre Muttergesellschaft werden künftig 
als Dividenden qualifiziert, sodass eine Dividen-
densteuererklärung abgegeben werden muss. Die 
Besteuerung mit niederländischer Dividendensteuer 
unterbleibt, wenn die Zahlung an einen Anteilseigner 
innerhalb der Europäischen Union erfolgt. 

		Der Grunderwerbsteuersatz wird von 8 % auf 10,1 %  
angehoben. Der Erwerb niederländischer Immobilien 
wird also teurer.

FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN 
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Gesetzentwurf für neues Fach­
kräfteeinwanderungsgesetz

Das neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz soll 
zukünftig die Zuwanderung von Fachkräften mit 
beruflicher, nicht akademischer Ausbildung zu  
Arbeitszwecken nach Deutschland weiter erleich­
tern. Die bereits bestehenden Regelungen für 
Fachkräfte mit Hochschulabschluss werden fort­
geführt und teilweise weiter erleichtert.

Der Gesetzentwurf vom 29.3.2023 sieht eine Erwei-
terung des Rahmens für die Einwanderung von qua-
lifizierten Fachkräften aus Ländern außerhalb der 
Europäischen Union vor. Dazu soll auf Basis eines 
Punktesystems eine „Chancenkarte“ für Personen mit 
ausländischem, mindestens zweijährigem Berufsab-
schluss oder einem Hochschulabschluss eingeführt 
werden. Auswahlkriterien sollen Sprachkenntnisse,  
Berufserfahrung, Alter und Deutschlandbezug sein.

Auch die für die Fachkräfteeinwanderung bestehenden 
Gehaltsschwellen für Regel- und Engpassberufe sollen 
spürbar abgesenkt werden. Für Berufsanfänger mit 
akademischem Abschluss ist eine niedrige Mindest- 
gehaltsschwelle geplant.

Zudem erhofft sich die Bundesregierung mit der Mög-
lichkeit, schneller eine Niederlassungserlaubnis zu  
erhalten, eine Erhöhung der Attraktivität für einwan-
dernde Fachkräfte. Dazu soll es – statt wie bisher 
nur für Studieninteressierte – auch für Fachkräfte mit 
qualifizierter Berufsausbildung und Ausbildungsinter-
essierte die Möglichkeit geben, für eine befristete Zeit 
zur Arbeitsplatzsuche nach Deutschland zu kommen. 
Voraussetzung dafür ist, dass deutsche Sprachkennt-
nisse vorliegen und der Lebensunterhalt gesichert ist.

Arbeitgeber können mit einer Vollmacht der Fachkraft 
ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren bei der zustän-
digen Ausländerbehörde in Deutschland einleiten, das 
die Dauer des Verwaltungsverfahrens bis zur Erteilung 
des Visums deutlich verkürzen wird.

FÜR UNTERNEHMER

RECHT

Hinweis: 
Die Regelungen des Fachkräfteeinwanderungsge-
setzes sollen frühestens zum 1.12.2023 in Kraft 
treten.

Schutz personenbezogener 
Daten im digitalen Handels-
register 

Nach einer Entscheidung des Oberlandesgerichts 
Celle vom 24.2.2023 müssen Geschäftsführer 
grundsätzlich hinnehmen, dass ihre Daten im 
Handelsregister öffentlich einsehbar sind. Um die 
personenbezogenen Daten besser zu schützen, 
hat das Bundesjustizministerium die Handels- 
registerverordnung angepasst. Die Änderungen 
sind am 23.12.2022 in Kraft getreten. 

In dem über das Internet frei zugänglichen Handels
registerportal sind teilweise Dokumente mit personen-
bezogenen Daten abrufbar. 

Das Oberlandesgericht Celle entschied am 24.2.2023, 
dass der Geschäftsführer gegen die Veröffentlichung 
seiner Daten (Geburtsdatum, Wohnort) kein daten-
schutzrechtliches Widerspruchsrecht hat. Funktions-
fähige und verlässliche öffentliche Register seien für 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Rechtsverkehrs  
unerlässlich, sodass der Geschäftsführer die Veröffent
lichung seiner Daten hinnehmen müsse.

Durch eine Änderung der Handelsregisterverordnung 
zum 23.12.2022 werden personenbezogene Daten 
beim digitalen Handelsregister zukünftig besser ge-
schützt. Dazu sollen beispielsweise Ausweiskopien 
und Unterlagen, die für den Rechtsverkehr nicht not-
wendig sind, nicht in den Registerordner aufgenommen 
werden. Erforderlich ist nur noch die Aufnahme von 
Dokumenten, deren Einreichung zum Handelsregister 
besonders angeordnet ist. Wenn in einem ursprünglich 
eingereichten Dokument teilweise Angaben enthalten 
sind, die nicht in den Registerordner gehören, können 
die Betroffenen ein neues Dokument einreichen. 

FÜR KAUFLEUTE, GESCHÄFTSFÜHRER, 
UNTERNEHMEN

Hinweis: 
Im Handelsregister ist keine genaue Anschrift, 
sondern nur der Wohnort des Geschäftsführers 
angegeben. Offen ist, ob eine Löschung der Daten  
aus dem Register bei einer tatsächlichen erheb-
lichen Gefährdung eines Geschäftsführers in  
Betracht kommt.
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Empfehlung: 
Aufseiten der Muttergesellschaft sollten (sofern 
möglich) andere Personen handeln als die zu be-
stellenden Personen. Alternativ besteht die Mög-
lichkeit, die handelnden Personen von den Be-
schränkungen der Insichgeschäfte zu befreien.

Hinweis: 
Arbeitgeber sollten erwägen, ob nicht als prakti-
kabelste Lösung die befristete Bestellung eines 
(externen) Datenschutzbeauftragten möglich ist. 

Beschränkung der Vertretungs­
macht des Vorstandsmitglieds 
einer Aktiengesellschaft

Abberufung und Kündigung  
von Datenschutzbeauftragten

Der Vorstand einer Aktiengesellschaft kann sich 
nicht selbst zum Geschäftsführer einer Tochter­
gesellschaft bestellen. Dies entschied der Bun­
desgerichtshof am 17.1.2023. Die Entscheidung 
lässt sich auch auf Konzerngesellschaften anderer 
Rechtsformen übertragen.

Zwei der drei Vorstandsmitglieder einer Aktiengesell-
schaft sollten Geschäftsführer der Tochtergesellschaft 
werden, deren alleinige Gesellschafterin die Aktienge-
sellschaft ist. Um ein sog. Insichgeschäft zu verhin-
dern, bevollmächtigten die beiden Vorstandsmitglieder 
einen Rechtsanwalt, der dann die Geschäftsführer-
bestellung vornahm. Bei einem Insichgeschäft ist es 
Vertretern verboten, im Namen eines anderen mit sich 
selbst Geschäfte abzuschließen. 

Der Bundesgerichtshof hat die lang umstrittene Frage  
nunmehr dahin gehend geklärt, dass der Vorstand  
einer Muttergesellschaft – auch nicht mit Umweg über 
einen bevollmächtigten Dritten – an seiner Bestellung 
als Geschäftsführer der Tochtergesellschaft nicht mit-
wirken darf. 

Entgegen der Auffassung des Registergerichts sei eine 
Genehmigung der Geschäftsführerbestellung durch 
den Aufsichtsrat der Muttergesellschaft nicht erforder
lich. Möglich ist vielmehr die Geschäftsführerbestel-
lung durch jedes vertretungsberechtigte und nicht 
durch ein Insichgeschäft in seiner Vertretungsmacht 
beschränkte Vorstandsmitglied. 

Vergleichbare Mehrfachvertretungen sind in Konzern-
strukturen häufig anzutreffen. Der Beschluss des Bun-
desgerichtshofs zeigt auf, dass besonders auf die Be-
schlussfassung und die Vertretungsbefugnisse geachtet 
werden muss, wenn das Geschäftsführungsorgan der 
Muttergesellschaft eigene Mitglieder zu Geschäftsfüh-
rern einer Tochtergesellschaft bestellen möchte. 

Geschäftsführer in Konzernunternehmen sollten bei 
gruppeninternen Vorgängen vorab die Vertretungsbe-
fugnisse klären. Verstöße gegen das Verbot von Insich-
geschäften führen zur schwebenden Unwirksamkeit 
und können nur nachträglich genehmigt werden. Ferner 

Nach dem deutschen Datenschutzrecht dürfen  
interne Datenschutzbeauftragte nur aus wichti­
gem Grund abberufen werden. Der Europäische  
Gerichtshof hat am 9.2.2023 klargestellt, dass 
dies europarechtskonform ist. 

Der interne Datenschutzbeauftragte genießt im 
deutschen Recht eine starke Rechtsstellung. Nach 
europäischem Recht ist die Abberufung eines Daten-
schutzbeauftragten zulässig, wenn sie nicht wegen 
der Aufgabenerfüllung des Datenschutzbeauftragten 
vorgenommen wird. Einen wichtigen Grund für die Ab- 
berufung, wie es das Bundesdatenschutzgesetz vor-
sieht, verlangt das europäische Recht nicht.

Der Europäische Gerichtshof hat am 9.2.2023 entschie-
den, dass das nationale Recht strengere Anforderungen  
an die Abberufung eines Datenschutzbeauftragten 
stellen darf, als es die europäische Datenschutzgrund- 
verordnung vorgibt.

Für Arbeitgeber verdeutlicht die Entscheidung indes-
sen, dass sie die Abberufung und Kündigung des inter-
nen Datenschutzbeauftragten sorgfältig begründen und 
dokumentieren müssen. 

kann sich der Geschäftsführer durch den Verstoß auch 
schadenersatzpflichtig machen. 

FÜR UNTERNEHMEN 

FÜR ARBEITGEBER
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Bilanzierung von Photovoltaik­
anlagen, Energiespeichern und 
Wärmepumpen

FÜR BILANZIERENDE UNTERNEHMEN 

Bei Investitionen in erneuerbare Energien bei be­
stehenden Gebäuden ist deren bilanzielle Behand­
lung im Einzelnen zu prüfen. Dies kann erhebliche 
Auswirkungen auf das Jahresergebnis haben. In Be­
tracht kommt die Aktivierung als Betriebsvorrich­
tung, als eigenständiges Wirtschaftsgut oder als 
(zusätzliche) Gebäudebestandteile sowie der Abzug 
als sofortiger Erhaltungsaufwand.

Die Umstellung auf erneuerbare Energien führt bei Un-
ternehmen zu hohen Investitionen. Neben der Anschaf-
fung von Photovoltaikanlagen kommen auch weitere 
Investitionen in Energiespeicher, Wärmepumpen sowie 
sonstige energetische Anlagen in Betracht.

Die bilanzielle Berücksichtigung dieser Investitionen 
kann erhebliche Auswirkungen auf das Jahresergebnis 
und die Bilanz haben und muss daher genau geprüft 
werden. In Betracht kommen sofort abzugsfähige, un-
mittelbar den Gewinn mindernde Aufwendungen oder 
die Aktivierung als Anlagevermögen. 

Werden neue Anlagen angeschafft, mit denen das Ge-
werbe unmittelbar betrieben wird, handelt es sich um 
eine eigenständige Betriebsvorrichtung. Dies gilt unab-
hängig davon, ob sie Bestandteile eines Gebäudes sind. 
Die Betriebsvorrichtung ist über ihre voraussichtliche 
Nutzungsdauer abzuschreiben und hat in den meisten 
Fällen eine kürzere Nutzungsdauer als das Gebäude.

Dem Wirtschaftsgut „Gebäude“ sind die Aufwendungen 
für die Anlagen zuzuordnen, wenn das Gebäude durch 
die neue Anlage eine Erweiterung der Funktionalität 
oder eine wesentliche Verbesserung erfährt. In diesem  
Fall ist die Anlage als Bestandteil des bestehenden 
Gebäudes zu berücksichtigen und über die (neue) 
Nutzungsdauer abzuschreiben. Wird jedoch ein be-
stehender Bestandteil lediglich erneuert oder an den 
technischen Fortschritt angepasst, handelt es sich um 
sofort abziehbare Erhaltungsaufwendungen. 

Aufdach-Photovoltaikanlagen werden regelmäßig als 
Betriebsvorrichtung qualifiziert, da eine selbstständig 
verwertbare Anlage vorliegt. Wird zusätzlich ein Strom­
speicher installiert, ist fraglich, ob dieser ein selbst-

JAHRESABSCHLUSS

ständiges Wirtschaftsgut darstellt oder ob dieser als un-
selbstständiger Teil der Photovoltaikanlage anzusehen 
ist. Die Zuordnung ist im Einzelfall zu prüfen.

Wird eine Wärmepumpe nachgerüstet, kann es sich 
um eine Betriebsvorrichtung oder um ein Teil des be-
stehenden Gebäudes handeln. Erfüllt eine Wärme-
pumpe die Funktion der bisherigen Gebäudeheizung, 
liegt häufig sofort abziehbarer Erhaltungsaufwand vor. 
Kommt jedoch eine im Gebäude bisher noch nicht vor-
handene Kühlfunktion der Räume hinzu, ist aufgrund 
der Funktionserweiterung die Aktivierung zu prüfen. 
Wird der Gebrauchswert des Gebäudes im Ganzen 
deutlich erhöht (und die Nutzungsdauer verlängert), 
liegt eine wesentliche Verbesserung vor.

Neben den bilanziellen Folgen entsprechender Investi-
tionen sind stets auch immer die steuerlichen Folgen 
bei der Investitionsentscheidung mit in die Betrachtung 
einzubeziehen.

Fazit: 
Die bilanziellen Folgen von Investitionen in erneu-
erbare Energien sind stets anhand des Einzelfalls 
zu entscheiden. So kommt je nach Sachverhalt 
eine Aktivierung der Aufwendungen oder ein so-
fortiger Betriebsabzug in Betracht. Die Auswirkun-
gen auf das Jahresergebnis können dabei je nach 
Handhabung erheblich sein.
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Neues Antragsverfahren für die 
besondere Ausgleichsregelung

Am 1.1.2023 ist das Energiefinanzierungsgesetz 
in Kraft getreten und ersetzt die bisherigen Rege­
lungen zur „Besonderen Ausgleichsregelung“ im 
Erneuerbare-Energien-Gesetz. Besonders strom­
kostenintensive Unternehmen können auf Antrag 
für die Zukunft eine Begrenzung der Offshore- und 
KWKG-Umlage erwirken.

Die bisher im Erneuerbare-Energien-Gesetz 2021 ver-
ankerte besondere Ausgleichsregelung ist mit dem 
Wegfall der sog. EEG-Umlage nunmehr im Energiefinan-
zierungsgesetz neu geregelt worden. Mit dem neuen 
Gesetz kommen auch neue Rahmenbedingungen auf 
die Antragsteller zu, die mitunter zu einer erheblichen 
Entlastung führen. Zunächst ist jedoch festzustellen, 
dass der Kreis der antragsberechtigten Unternehmen 
durch die Vorgaben der Europäischen Kommission 
auf nunmehr 116 Branchen eingeschränkt wurde. Für  
Unternehmen, die zu den ca. 100 nicht mehr begüns-
tigten Branchen zählen, wurde eine Härtefallregelung in 
das Energiefinanzierungsgesetz aufgenommen, die für 
eine Übergangszeit bis 2028 genutzt werden kann.

Durch das Energiefinanzierungsgesetz ist die Höhe der 
Umlagebegrenzung geändert worden. Unternehmen, 
die zur Liste 1 gehören, müssen nur 15 % der Umlage 
zahlen, während Unternehmen, die zur Liste 2 gehören, 
25 % zahlen müssen. Es gibt jedoch eine besondere Re-
gelung für Unternehmen in Liste 2, die ihren Strom auf 
besondere Weise aus erneuerbaren Energien beziehen: 
Sie können wie die Unternehmen in Liste 1 von einer 
Umlagebegrenzung in Höhe von 15 % profitieren.

Der bislang zwingend erforderliche Nachweis einer  
(Mindest-)Stromkostenintensität entfällt vollständig. 
Hierdurch sind jetzt auch Unternehmen begünstigt, die 
diese Hürde bisher nicht überschritten haben. Die Auf-
hebung der Stromkostenintensität als Voraussetzung er-
leichtert auch das Antragsverfahren. Künftig ist ein Prüf-
vermerk eines Wirtschaftsprüfers nur noch erforderlich, 
wenn Unternehmen die Deckelung der Umlagebelastung 
über das Super Cap in Anspruch nehmen möchten.

Ähnlich wie bei der Antragstellung nach der Carbon-
Leakage-Verordnung und der Strompreiskompensation 
sind als neue Antragsvoraussetzungen Gegenleistun-

FÜR UNTERNEHMEN

Hinweis: 
Alle stromkostenintensiven Unternehmen mit 
einem Stromverbrauch von mindestens 1 GWh 
sollten prüfen, ob ein Antrag nach dem Energie-
finanzierungsgesetz zur Reduzierung der Umlagen 
gestellt werden kann.

gen zu erbringen. Das Energiefinanzierungsgesetz sieht 
vor, dass Maßnahmen zur Verbesserung der Energie-
effizienz erbracht werden. Hier bekommt das Energie-
managementsystem eine wichtige Bedeutung. So sind 
die zu erbringenden Gegenleistungen erfüllt, wenn ein 
Unternehmen alle wirtschaftlichen Maßnahmen, die im 
Energiemanagementsystem hinterlegt wurden, durch-
geführt hat, oder wenn es im vorangegangenen Kalen-
derjahr mindestens 50 % des für das zweite Antragsjahr 
gewährten Begrenzungsbetrags für Maßnahmen aufge-
wendet hat. Alternativ kann der Nachweis dadurch er-
bracht werden, dass Unternehmen ihren Strombedarf 
zu mindestens 30 % aus erneuerbarem Strom decken 
oder Investitionen zur Dekarbonisierung des Produk-
tionsprozesses getätigt haben.

Unverändert wird die Entlastung erst ab einem Ver-
brauch von mindestens 1 GWh Strom (je Abnahme-
stelle) gewährt. Auch ist weiterhin ein Umwelt- oder 
Energiemanagementsystem vorzuweisen. Damit die 
Entlastung gewährt wird, ist die Ausschlussfrist 30. Juni 
für die Antragstellung im Blick zu behalten.

Aktualisierter Leitfaden für  
Anträge zur Entlastung vom  
nationalen CO2-Preis

Zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit energie- 
intensiver Unternehmen ist ein Antrag zum Aus­
gleich des nationalen CO2-Preises gemäß der Ver­
ordnung über Maßnahmen zur Vermeidung von 
Carbon Leakage durch den nationalen Brennstoff­
emissionshandel seit dem Jahr 2021 möglich.  
Voraussetzung ist u. a. die Angehörigkeit zu einem 
beihilfeberechtigten Sektor sowie ein Prüfvermerk 
durch einen Wirtschaftsprüfer.

FÜR UNTERNEHMEN 
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Nachdem das Hinweispapier zu ökologischen Gegen-
leistungen am 22.12.2022 veröffentlicht wurde, haben 
das Umweltbundesamt und die Deutsche Emissions-
handelsstelle einen aktualisierten Leitfaden für Anträge 
auf Kompensation nach der Carbon-Leakage-Verord-
nung für das Abrechnungsjahr 2022 bereitgestellt.

Neben redaktionellen Änderungen hat die Deutsche 
Emissionshandelsstelle an vielen Stellen Konkretisie-
rungen vorgenommen und Hinweise für Antragsteller 
aufgenommen:

		Wird ein Antrag gestellt, muss dieser geprüft  
werden. Sowohl die prüfende Instanz als auch der 
Antragsteller sind zur Nutzung der FMS-Formulare 
und des VPS-Postfachs verpflichtet. Wie schon im 
Vorjahr ist eine qualifizierte elektronische Signatur 
zwingend erforderlich.

		Ob eine Antragstellung auch zu einer Auszahlung 
führt, ist noch nicht abschließend geklärt. Eine 
Genehmigung durch die Europäische Kommission 
steht weiterhin aus, weshalb Anträge für das Jahr 
2021 bisher noch nicht bewilligt werden konnten. 
Insofern müssen Antragsteller auch für das Jahr 
2022 in Vorleistung gehen und tragen das Risiko 
vergeblicher Arbeit und Kosten.

Der Leitfaden und weitere Informationen sind auf 
der Website der Deutschen Emissionshandelsstelle  
abrufbar.

Wichtig: 
Da die Antragsfrist für die Entlastung vom  
nationalen CO2-Preis nach der Carbon-Leakage- 
Verordnung am 30.6.2023 abläuft (materielle 
Ausschlussfrist), sollten sich Unternehmen jetzt 
mit der Frage beschäftigen, ob ein Antrag für das 
Jahr 2022 gestellt werden soll oder nicht.

DIGITALISIERUNG

Kleine und mittlere Unternehmen sind einem er­
höhten Risiko ausgesetzt, Opfer von Cybersicher­
heitsvorfällen zu werden. Oft verfügen sie nicht 
über die Ressourcen, um sich vor den wachsenden 
Bedrohungen zu schützen.

Es gibt eine Vielzahl von Bedrohungen, der kleine und 
mittlere Unternehmen verstärkt ausgesetzt sind. Dazu 
gehören u. a. Phishing, Malware, Ransomware, Distri- 
buted-Denial-of-Service-Angriffe und Social Engineering. 
Die Folgen eines erfolgreichen Angriffs können schwer-
wiegend sein und reichen von Datenverlust bis hin zu 
finanziellen Verlusten, Produktions- bzw. Betriebsaus-
fällen, Rufschädigung und rechtlichen Konsequenzen. 

Kleineren Betrieben fehlt es meist an eigenen Informa-
tionssicherheitsteams und ausreichendem Spezialis-
tenwissen; das Knowhow zum Thema „IT-Sicherheit“ ist 
begrenzt und muss bei Bedarf extern beschafft werden.

Daher hat das Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik im Februar 2023 eine neue Publikation zur 
„Cyber-Sicherheit für KMU“ veröffentlicht.

Die Broschüre ist zielgruppenorientiert und bietet 
kleinen und mittleren Unternehmen einen leicht ver-
ständlichen Einstieg, um ihr Cybersicherheitsniveau 
zu verbessern und sich so besser vor Cyberangriffen 
zu schützen.

Anhand von 14 Fragen werden die wichtigsten Grund-
lagen der IT-Sicherheit erläutert. Die Broschüre infor-
miert u. a. darüber, wer für die Informationssicherheit 
im Unternehmen verantwortlich ist, warum Patches und 
Updates regelmäßig installiert werden sollten, warum 
ein Virenschutzprogramm notwendig und eine Daten-
sicherung so wichtig ist.

Kleine und mittlere Unternehmen können verschiedene 
Schutzmaßnahmen ergreifen, um sich vor den wach-
senden Bedrohungen zu schützen. Hierzu gehören u. a.:

	 Sensibilisierung der Mitarbeiter: 
	 Die Sicherheit eines Unternehmens hängt nicht nur 

von technischen Maßnahmen ab, sondern auch von 
der Sensibilisierung der Mitarbeiter. Kleine und mitt-

Cybersicherheit für kleine und 
mittlere Unternehmen

FÜR UNTERNEHMEN
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lere Unternehmen sollten ihre Mitarbeiter regelmä-
ßig über Cyberbedrohungen und sichere Verhaltens-
weisen im Umgang mit IT-Systemen informieren und 
schulen. Das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik bietet dazu kostenloses Schulungs-
material an.

	 Schutz vor Malware und Netzwerksicherheit: 
	 Kleine und mittlere Unternehmen sollten sicherstel-

len, dass ihre Netzwerke sicher konfiguriert sind und 
dass Firewalls, Antivirensoftware und andere Sicher-
heitstools eingesetzt werden.

	 Aktualisierung von Software und Betriebssystemen: 
	 Viele Cyberangriffe nutzen Sicherheitslücken in ver-

alteter Software und Betriebssystemen aus. Kleine 
und mittlere Unternehmen sollten daher sicherstel-
len, dass alle Systeme regelmäßig auf dem neuesten 
Stand gehalten werden. Auch die Nutzung von auto-
matischen Updates kann dabei helfen, Sicherheits-
lücken schnell zu schließen. Ein automatisiertes 
Patchmanagement und der Einsatz einer Inventari-
sierungssoftware (Hardware-, Software- und Lizenz-
verwaltung) wird empfohlen.

	 Back-ups: 
	 Regelmäßige Datensicherungen sind ein wichtiger  

Schutz gegen Datenverlust und Ransomware- 
Angriffe. Kleine und mittlere Unternehmen sollten 
daher regelmäßig Back-ups durchführen und diese  
an einem sicheren Ort aufbewahren. Hierbei ist 
darauf zu achten, dass die Back-ups nicht mit dem 
restlichen Netzwerk verbunden sind, um eine Infek-
tion durch Malware zu vermeiden.

	 Passwortschutz: 
	 Sichere Passwörter sind ein wichtiger Schutz gegen 

unautorisierten Zugriff. Kleine und mittlere Unter-
nehmen sollten daher darauf achten, dass ihre Mit-
arbeiter starke Passwörter verwenden und diese 
regelmäßig ändern. Es empfiehlt sich auch die Nut-
zung von Passwortmanagern, um Passwörter sicher 
zu speichern.

	 Sicherheitsmanagement: 
	 Es ist wichtig, dass kleine und mittlere Unternehmen 

eine klare Cybersicherheitsstrategie haben und diese  
regelmäßig überprüfen.

Am Ende der Lektüre werden kleine und mittlere Unter-
nehmen wissen, was sie im Unternehmen selbst umset-
zen können und welche Aufgaben an externe IT-Dienst-
leister zu vergeben sind. Die Umsetzung geeigneter 
Cybersicherheitsmaßnahmen ist jedoch unerlässlich, 
um sich vor den Konsequenzen eines erfolgreichen An-
griffs zu schützen.

Beachte: 
Eine effektive Cybersicherheitsstrategie sollte auf 
einer risikobasierten Herangehensweise basieren, 
die darauf abzielt, die am meisten gefährdeten  
Bereiche zu schützen. Die Empfehlungen des Bun-
desamts für Sicherheit in der Informationstechnik 
können kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Verbesserung ihrer Cybersicherheit unterstützen.
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KurznachrichtenKurznachrichten

	 Durch die neue Europäische Richtlinie zur Lohntrans-
parenz sollen geschlechtsspezifische Lohngefälle  
beseitigt und damit die Gleichstellung von Frauen 
und Männern verbessert werden. So werden Arbeit-
geber in Einstellungsprozessen zur Mitteilung des 
Einstiegsentgelts oder dessen Spanne verpflichtet. 
Arbeitnehmer können Auskunft über die durchschnitt-
lichen Einkommen verlangen – aufgeschlüsselt nach 
Geschlecht und Gruppen von Arbeitnehmern, die glei-
che oder gleichwertige Arbeit verrichten. Zudem sind 
Unternehmen mit mehr als 100 Beschäftigten dazu 
verpflichtet, diese Informationen zu veröffentlichen. 
Bei einem Lohngefälle von mehr als 5 %, das das Un-
ternehmen nicht mit geschlechtsneutralen Kriterien 
begründen kann, muss eine Entgeltbewertung abge-
geben und Abhilfemaßnahmen formuliert werden. Die 
Richtlinie ist innerhalb von drei Jahren in nationales 
Recht umzusetzen.

	 Der Vermittlungsausschuss mit Vertreterinnen und 
Vertretern von Bundestag und Bundesrat hat am 
9.5.2023 eine Einigung zum Hinweisgeberschutzge-
setz gefunden. Der Kompromiss enthält insbesondere 
Änderungen zu den Meldewegen für anonyme Hinweise, 
zur Höhe von Bußgeldern und zum Anwendungsbe-
reich des Gesetzes. Nach der Einigung ist mit einer 
zeitnahen Verabschiedung des Gesetzes zu rechnen, 
das bereits einen Monat nach der Veröffentlichung in 
Kraft treten soll.

	 Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
hat ein aktualisiertes Merkblatt zum Energiekosten-
dämpfungsprogramm veröffentlicht. Antragsteller 
müssen je nach Förderstufe ihre gestiegenen Strom- 
und Erdgaskosten sowie ggf. auch einen erlittenen 
Betriebsverlust nachweisen. Unterlagen und Informa-
tionen, die bis zum 31.12.2022 noch nicht vorlagen, 
sind in der Phase 2 des Antragsverfahrens spätestens 
bis zum 31.5.2023 zu übermitteln. Die bisher für die 
Phase 2 vorgesehenen prüferischen Aussagen sind mit 
der Aktualisierung des Merkblattes entfallen. In der 
letzten Nachweisphase 3, die am 29.2.2024 endet, 
wird aber eine prüferische Aussage erforderlich sein. 
Die Details befinden sich gegenwärtig in der Abstim-
mung zwischen dem Institut der Wirtschaftsprüfer und 
dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle.

	 Der Bundestag hat Härtefallregelungen für Privat-
haushalte beschlossen, die mit nicht leitungsgebun-
denen Energieträgern heizen. Haushalte, die eine 
Verdopplung des Referenzpreises für Bezugskosten 
nachweisen können, erhalten eine Erstattung von 
80 % der Mehrkosten. Die Regelung betrifft vor allem 
Heizöl, Holzpellets, Flüssiggas, Holzhackschnitzel, 
Holzbriketts, Scheitholz und Kohle/Koks und gilt 
für das Jahr 2022. Es gilt eine Bagatellgrenze von 
100,00 € und ein maximaler Gesamtentlastungsbe-
trag von Europäische Richtlinie zur Lohntransparenz 
2.000,00 € pro Haushalt.

	 Der zwischen SPD, Grünen und FDP im Jahr 2021 
abgeschlossene Koalitionsvertrag sieht u. a. die Ab-
schaffung der Steuerklassenkombination 3 und 5 vor.  
Dadurch soll die Steuererhebung bei Ehegatten gerech-
ter und zudem ohne eine hohe Steuernachzahlung im 
Rahmen der Einkommensteuerveranlagung erfolgen. 
Ehegatten können dann beide die Steuerklasse 4 oder 
das sog. Faktorverfahren, bei dem die Lohnsteuer- 
erhebung an die Höhe der Einnahmen der Ehegatten ge-
koppelt ist, wählen. Dass eine Abschaffung der Steuer- 
klassen 3 und 5 bereits zum 1.7.2023 erfolgen wird, 
wie derzeit in verschiedenen Medien berichtet, ist sei-
tens der Finanzverwaltung nicht bestätigt und daher 
eher unwahrscheinlich.

	 Grundsätzlich darf der Arbeitgeber mit dem Arbeit-
nehmer eine, für diesen ggf. nachteilige, Nettolohnver-
einbarung treffen. Hierzu zählt u. a. das sog. Hypotax-
Verfahren, bei dem der Arbeitgeber eine fiktive Steuer 
vom Einkommen eines ins Ausland entsandten Arbeit-
nehmers einbehält mit dem Ziel, diesen so zu stellen, 
als wäre er weiterhin im Entsendestaat tätig. Sobald 
jedoch ein Tarifvertrag für beide Seiten verpflichtend 
Anwendung findet, geht die zwingende tarifvertragliche 
Regelung, z. B. die verbindliche Zahlung eines Bruttoge-
halts, gegenüber der Regelung im Entsendungsvertrag 
vor (Bundesarbeitsgericht vom 7.9.2022).

	 Zum 1.1.2023 wurde der Versicherungsnummer-
nachweis eingeführt und ersetzt den bisherigen  
Sozialversicherungsnachweis. Er enthält die Renten-/
Sozialversicherungsnummer, den Namen (und den 
ggf. abweichenden Geburtsnamen) sowie das Ausstel-
lungsdatum. Ein automatisierter Abruf der Versicher-
tennummer durch den Arbeitgeber bei der Rentenver-
sicherung ersetzt die Vorlage des Nachweises durch 
den Arbeitnehmer.
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	 Seit dem 1.1.2023 stellen entgeltliche Garantie- 
zusagen keine umsatzsteuerpflichtigen Nebenleis-
tungen z. B. beim Pkw-Kauf mehr dar, sondern sind 
nun umsatzsteuerfreie und versicherungssteuer-
pflichtige Vorgänge. Auf der Website des Bundes-
zentralamts für Steuern wurde nun ein Katalog mit 
Fragen und Antworten veröffentlicht, mit dem das 
Bundesfinanzministerium weitere Informationen 
zur Abgrenzung gibt.

Herzlich willkommen im Team 
von Ganteführer

Wir begrüßen herzlich Herrn Peter Toffel als neuen Lei-
ter des unabhängigen Ganteführer Family-Office! Herr 
Toffel war zuvor über 23 Jahre bei einer Düsseldorfer 
Privatbank im Bereich der ganzheitlichen Beratung von 
vermögenden Privatpersonen, Unternehmerfamilien 
und deren Stiftungen tätig. 

Das Ganteführer Family-Office ist ein ganzheitlich be-
ratendes, bundesweit tätiges und unabhängiges Multi-
Family Office mit Sitz in Düsseldorf und zeichnet sich 
neben der Übernahme aller administrativen Tätigkeiten 
vor allem durch seinen Kunst-Ansatz und das Familien-
management aus. 

Des Weiteren begrüßen sehr herzlich Wirtschaftsprüfe-
rin Frau Franziska Gehring sowie Steuerberaterin Frau 
Veronika Wirtz in der Abteilung Wirtschaftsprüfung. 
Im Bereich der Steuerberatung werden wir nun von der 
Buchhalterin / Verwaltungsassistentin Frau Katarzyna  
Jankowska und Frau Bianka Olejarczyk-Hussein, 
sowie der Steuerassistentin Frau Nejra Miljkovic zu-
sätzlich unterstützt. Schließlich begrüßen wir auch sehr 
herzlich Frau Denise Schwendner als Assistentin in der 
Rechtsabteilung, Frau Elaine Sturm als Sachbearbei-
terin in unserer Insolvenzabteilung, sowie Frau Elmira 
Poursaleh als Mitarbeiterin für unser Family Office.

Bestandene Prüfungen
Frau Simone Dambacher, Frau Amélie-Lara Stamp und 
Herr Sascha Seifert haben die Prüfung zur Steuerbera-
terin, zum Steuerberater bestanden. Wir freuen uns sehr 
auf die weitere Zusammenarbeit.

Mitarbeiter

Aktuelles aus unserem Hause

KurznachrichtenKurznachrichten

	 Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
hat einen Förderkompass veröffentlicht, in dem die 
wesentlichen Inhalte der Förderprogramme mit den 
jeweiligen Antragsvoraussetzungen und maximalen 
Förderungen kompakt zusammengefasst werden. 
Zum hochaktuellen Thema „Energiewende“ werden 
beispielsweise Förderungen für Energieberatungen 
bei Nichtwohngebäuden, Anlagen und Systemen, 
Bundesförderungen für effiziente Gebäude und auch 
der aktuelle Umweltbonus für Elektromobilität vor-
gestellt. Daneben werden auch sonstige Förderpro-
gramme aufgeführt – von der Handwerksförderung 
über die Förderung von Unternehmensberatungen 
bis hin zur Unterstützung bei der Erschließung aus-
ländischer Märkte.
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Das Joint Venture HLB Schumacher Ganteführer Transfer 
Pricing im Bereich der Beratung rund um das Thema Ver-
rechnungspreise mit HLB Schumacher ist eine logische 
Weiterentwicklung unserer engen Zusammenarbeit mit 
den Münsteraner HLB-Kollegen.

Ziel ist es, durch die Spezialisierung unsere Beratung in 
diesem zukunftsträchtigen Bereich weiter auszubauen. 
Die Gesellschaft ist auf die Beratung und die Strukturie-
rung von TP-Systemen, TP-Compliance und Tax Certain-
ty, TP-Controversy und TP-Digitalisation spezialisiert.

HLB Schumacher Ganteführer 
Transfer Pricing

Klimaneutral bis 2035 – mit diesem Ziel gründeten die 
Landeshauptstadt Düsseldorf, die IHK Düsseldorf sowie 
die Handwerkskammer Düsseldorf und Kreishandwer-
kerschaft Düsseldorf den „Düsseldorfer Klimapakt mit 
der Wirtschaft“. Als engagierte Kanzlei sind wir dem 
Düsseldorfer Klimapakt beigetreten, haben die Klima-
vereinbarung unterzeichnet und wollen unseren Beitrag 
leisten, damit Düsseldorf im Jahr 2035 klimaneutral ist.

Düsseldorfer Klimapakt –  
Wir sind Klimapartner

Am 3. Mai 2023 haben wir zusammen mit zwei weiteren  
Kanzleien unseres HLB-Netzwerks – Vinken Görtz  
Lange und Partner (VGL), Duisburg und Abstoß & Wol-
ters, Mönchengladbach – an der Firmenkontaktmes-
se für Studium, Praktikum und Beruf der Universität 
Duisburg-Essen teilgenommen. Mit rund 30 namhaften 
Unternehmen haben wir Studenten und Absolventen 
die Gelegenheit geboten, sich über Praktika, Abschluss- 
arbeiten und Einstiegsmöglichkeiten zu informieren. 

Besuch der jobMESSE 2023 in 
Duisburg

Am 22. Mai fand der Wirtschaftstag Japan im Rahmen 
der Japan-Tage in Düsseldorf statt, den wir als Sponsor 
unterstützten. Nordrhein-Westfalen mit der Landes- 
hauptstadt Düsseldorf ist mit mehr als 600 japanischen 
Unternehmen der stärkste Japan-Standort in Deutsch-
land und Kontinentaleuropa. Bereits seit 2002 veran-
stalten das Land NRW, die Landeshauptstadt Düsseldorf 
und die japanische Gemeinde Düsseldorfs gemeinsam 
mit ihren Partnern jährlich den Wirtschaftstag Japan zu 
aktuellen deutsch-japanischen Wirtschaftsthemen. Der 
Wirtschaftstag Japan ist fester Bestandteil des Japan-
Tages und unterstreicht einmal mehr die Bedeutung des 
Japanstandortes Düsseldorf. Er wendet sich an deut-
sche und japanische Wirtschaftsvertreter. Beim Wirt-
schaftstag Japan 2023 werden Branchenvertreter aus 
Japan und Deutschland zukünftige Perspektiven und 
Anwendungen zum Thema „Nachhaltigkeit in Handel, 
Dienstleistung und Industrie: Treiber für die Wirtschaft“ 
in ihrem jeweiligen Bereich präsentieren.

Vom 22. Mai bis 26. Mai 2023 fand erneut die Startup-
Woche in Düsseldorf statt. Wir haben uns sehr gefreut 
als Unicorn-Partner die Startup-Woche in Düsseldorf zu 
unterstützen und zu begleiten. Mit den Veranstaltungen 
„Mitarbeiterbindung – Quo Vadis“ und „How to Startup!“ 
waren wir am 23. Mai am Start. 

Wirtschaftstag Japan

Startup-Woche Düsseldorf



Dr. Ganteführer, Marquardt & Partner mbB ist eine Sozietät 
aus Wirtschaftsprüfern, Steuerberatern und Rechtsanwälten. 
Seit Gründung im Jahr 1975 sind wir zu einer der führen-
den multidisziplinären Mittelstandskanzleien in der Region  
Düsseldorf gewachsen. Mit einem Team von rund 160 
Mitarbeitern beraten wir Unternehmen aus dem In- und 
Ausland, vermögende Privatpersonen und Family-Offices 
sowie eine Vielzahl von gemeinnützigen Stiftungen und 
Vereinen, Kommunen und kommunalen Unternehmen. 

Alle Informationen und Angaben in diesem Rundschreiben haben wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen 
jedoch ohne Gewähr. Die Informationen in diesem Rundschreiben sind als alleinige Handlungsgrundlage nicht geeignet und 
können eine konkrete Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. Wir bitten Sie, sich für eine verbindliche Beratung bei Bedarf direkt 
mit uns in Verbindung zu setzen. Durch das Abonnement dieses Rundschreibens entsteht kein Mandatsverhältnis.

Dr. Ganteführer, Marquardt & Partner mbB
Wirtschaftsprüfer · Steuerberater · Rechtsanwälte

Zudem sind wir Mitglied von HLB Deutschland, einem  
Netzwerk unabhängiger Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbe-
ratungsgesellschaften. 233 Partner und 1.898 Berufsträger 
und Mitarbeiter kümmern sich um die Belange der meist 
mittelständischen Mandanten.
HLB Deutschland wiederum ist Teil von HLBI, dem internatio- 
nalen Netzwerk. Mit 795 Büros in 158 Ländern sind wir für 
unsere Kunden als Mitglied so in allen bedeutenden Wirt-
schaftszentren rund um den Globus präsent.

Über uns

Ihre Ansprechpartner zu Fragen zu Steuern und Wirtschaft:

Poststraße 1–3
40213 Düsseldorf
Telefon	 +49 (0) 211- 89 89 -0 

mail@gamapa.de
www.gamapa.de

Kersten M. Winter
Steuerberater 
E-Mail: winter@gamapa.de 

Bernd Rühland, LL.M.
Rechtsanwalt, Steuerberater
Fachanwalt für Steuerrecht
E-Mail: ruehland@gamapa.de

Roland Moskat
Steuerberater
E-Mail: moskat@gamapa.de

Daniel Troost
Steuerberater
E-Mail: troost@gamapa.de

Claudia Stork
Wirtschaftsprüferin
Steuerberaterin
E-Mail: stork@gamapa.de

Thomas Kozik
Steuerberater, Fachberater für 
internationales Steuerrecht
E-Mail: kozik@gamapa.de

Norbert Pull
Steuerberater
E-Mail: pull@gamapa.de

Michael Baum
Wirtschaftsprüfer
Steuerberater
E-Mail: baum@gamapa.de

Rüdiger Schaar
Steuerberater, Fachberater für Cont-
rolling u. Finanzwirtschaft (DStV e.V.)
E-Mail: schaar@gamapa.de

Sabine Nowak
Wirtschaftsprüferin
Steuerberaterin
E-Mail: nowak@gamapa.de
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